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Vorwort

Vorwort

Welternährung ist ein Thema, das
trotz seiner immensen grundle-
genden Bedeutung immer wie-

der viel zu weit in den Hintergrund ge-
drängt wird. Um dem ein Stück weit ent-
gegenzuwirken haben sieben Fachex-
pertInnen aus dem Agrar- und Ernäh-
rungsbereich die vorliegende Studie ver-
fasst.

Ziel war es, fünf Jahre nach dem Welt-
ernährungsgipfel in Rom einen möglichst
umfassenden Überblick über den Um-
setzungsstand der Beschlüsse von 1996
zu geben. Was hat sich bereits getan?
Wie viel Ernsthaftigkeit steckt hinter den
Beschlüssen? Sind Fortschritte erkennbar?

Vor diesem Hintergrund wurden ver-
schiedene Gesichtspunke betrachtet. Die
brisante Diskussion um den Zugang zu
genetischen Ressourcen findet sich in der
Broschüre ebenso wieder wie das viel zi-
tierte Konfliktfeld Welthandel-Welternäh-
rung. Wie hat sich die Lage der Frauen
verändert? Was bedeutet der Begriff
Ernährungssouveränität? Wie kann durch
alternative Agrarmodelle nachhaltiger
gewirtschaftet und dabei die Welternäh-
rung gesichert werden? Welche Rolle
spielt der Zugang zu Wasser bei der Welt-
ernährung und was wurde bezüglich der
zunehmenden Wasserknappheit seit dem
Gipfel 1996 getan?

Der Komplexität des Themas Welter-
nährung wurde durch diese Vielzahl an
beleuchteten Aspekten Rechnung getra-
gen. Die verschiedenen AutorInnen zei-
gen in ihrem jeweiligen Fachgebiet auf,
inwieweit eine Umsetzung bereits sichtbar
ist, aber auch wo es an Konsequenzen
noch mangelt.

Die Studie richtet sich sowohl an die
breite Öffentlichkeit als auch an fachlich
versierte Personen. Sie möchte helfen auf-
zuklären, wieweit wir auf dem Weg zu ei-
ner Welt ohne Hunger wirklich sind.

Eines wird dabei in jedem Fall deut-
lich: der Weg ist noch lang und das Ziel
droht uns davonzulaufen. Die Weltbevöl-
kerung wächst weiter und mit ihr droht die
Zahl der Hungernden zu wachsen. Dane-
ben zeigt die Studie die Vielzahl an wei-
teren Faktoren, welche die gesicherte Er-
nährung vieler Menschen beeinflussen.

Das Thema Welternährung muss wie-
der zentrale Bedeutung erhalten. Das
Ziel, die Zahl der Hungernden bis 2015
zu halbieren muss immer wieder in die
Köpfe aller Menschen zurückgerufen wer-
den und darf nicht aus den Augen verlo-
ren werden.

Melanie Christoph
Forum Umwelt & Entwicklung

Bonn, Dezember 2001
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Allgemeine Bilanz

Im November 1996 wurde der Welt-
ernährungsgipfel der FAO (Food and
Agriculture Organisation) der Vereinten
Nationen mit einer Erklärung und einem
Aktionsplan beendet. 182 Ziele wurden
im Aktionsplan formuliert, deren Umset-
zung sicherstellen soll, die Zahl der Hun-
gernden weltweit bis zum Jahr 2015 auf
die Hälfte zu reduzieren. Während die
FAO damals lebhaft dafür kritisiert wur-
de, eine so minimale Reduktion der Zahl
der Hungernden als politisches Ergebnis
des Welternährungsgipfels zu formulie-
ren, wird jetzt fünf Jahre nach dem Gip-
fel deutlich, dass nicht einmal eine so
moderate Zielsetzung erreicht werden
kann, sollte der Umsetzungsprozess wei-
terhin so mühselig und ohne politischen
Willen verlaufen wie bisher.

Auf 840 Millionen Menschen wurde
die Zahl der Hungernden und Unterer-
nährten 1996 geschätzt. Die aktuelle
Zahlenangabe der FAO liegt bei 815
Millionen, davon 38 Millionen in Indus-
trie- und 777 Millionen in Entwicklungs-

Allgemeine Bilanz:Bei
der Reduktion des  Hungers

gibt es kaum Erfolge
Michael Windfuhr, FIAN

Die Umsetzung der Ziele
des Welternährungsgipfels
hängt - der Folgeprozess
braucht mehr Dampf und
Entschlossenheit

ländern. Da die globale Ernährungs-
statistik mit großen Unwägbarkeiten ver-
sehen ist, ist nicht davon auszugehen, dass
es eine wirkliche Reduktion der Zahl der
Hungernden gegeben hat, wie es die FAO
mit ihren Zahlen suggerieren möchte nach
dem Motto: „Wir kommen voran, wenn
auch langsamer als gedacht“.

Mängel: Gipfelmüdigkeit
und Fehlinvestitionen

Bislang wurde der FAO-Gipfel nebst
seiner Verschiebung noch wenig zur
Kenntnis genommen. Insgesamt hat der
„Follow-up“ Prozess von Rom durch den
zusätzlichen Gipfel noch keinen neuen
Schwung erhalten. Dies mag daran lie-
gen, dass sich in vielen Hauptstädten
eine generelle Gipfelmüdigkeit einge-
stellt hat, oder daran, dass 1996 in Rom
ein weiterer Gipfel erst für 2006 vorge-
sehen war und der Generaldirektor der
FAO diesen „plus 5“-Gipfel noch zusätz-
lich durchgesetzt hat, um die Rolle der
FAO zu stärken. In der Tat stehen bislang
auch fast nur UN-interne Rivalitäten im
Zentrum der Debatte. Die FAO möchte
ihre Rolle stärken. Insbesondere da die
Vereinten Nationen sich im Dezember
2000 in der Generalversammlung auf
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einen Katalog internationaler Entwick-
lungsprioritäten einigten, in der das Ziel
Ernährungssicherheit nicht extra erwähnt,
sondern lediglich unter dem Stichwort
„Armutsreduzierung“ subsumiert wurde.
Seitdem wird die FAO und ihr Generaldi-
rektor Jacques Diouf nicht müde darauf
hinzuweisen, dass der Einsatz für Ernäh-
rungssicherheit und die Bekämpfung des
Hungers als eigenständige Entwicklungs-
ziele anerkannt werden müssen, schon
allein deshalb, weil Unterernährung und
Hunger selbst eine Ursache von Armut
sind.

Hinter dem Streit steckt der Konkur-
renzkampf der Internationalen Organisa-
tionen um Aufmerksamkeit. Den Kampf
gegen die Armut haben sich seit einigen
Jahren die Weltbank und der Internatio-
nale Währungsfonds zu eigen gemacht.
Ihr Rezept ist so einfach wie bekannt. Ge-
nügend Investitionen und die Schaffung
einer funktionierenden Wirtschaft werden
auch automatisch den Hunger beenden
und mit dem zusätzlichen Einkommen
können auch andere Entwicklungsziele
erreicht werden (Gesundheit, Bildung etc.).
Demgegenüber wenden Fachorganisa-
tionen wie die FAO ein, dass nur ein ge-
zielter Einsatz von Mitteln und eine Hilfe
für besonders benachteiligte Gruppen auf
dem Land das Problem des Hungers zu
lösen vermag. Verdeckt steckt hinter dem
Streit eine entwicklungspolitische Grund-
satzdebatte, die in den nächsten Jahren
zunehmen wird. Reicht es aus, die makro-
ökonomischen Politikvorgaben zu verbes-
sern, „gute Regierungsführung“ durchzu-
setzen und der Privatwirtschaft ein attrak-
tives Umfeld zu präsentieren, oder sind
detailliertere Regeln und Politikmaßnah-
men sowie gezielte Projekt- und Pro-
gramminterventionen für besonders be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen immer
noch notwendig?

Natürlich geht es auch ums Geld,
denn eine Anerkennung der Bedeutung
der eigenen Arbeit stärkt den Finanzstrom
und das Gewicht der eigenen Organisa-
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tion. Folgerichtig hat die FAO ihre Analy-
se der bisherigen Umsetzungsprobleme
auf zwei Themen konzentriert. Beim Nach-
folgegipfel sollen keine neuen Verpflich-
tungen oder Ziele formuliert werden, son-
dern nur darüber geredet werden, wie (a)
mehr politischer Wille zur Umsetzung und
(b) mehr Geld für die Umsetzung der Zie-
le von 1996 gefunden werden kann. Die
finanzielle Seite bekommt inzwischen fast
ein Übergewicht, seit der Generaldirek-
tor der FAO die Einrichtung eines eige-
nen Fonds zur Hungerbekämpfung vor-
schlägt und für diesen hunderte Millionen
US-Dollar einsammeln möchte. Viel Sym-
pathie hat ihm dies bislang bei den po-
tentiellen Gebern, den Industrieländern,
noch nicht eingebracht. Es besteht zudem
die Gefahr, das eine ernsthafte Auseinan-
dersetzung über den „fehlenden politi-
schen Willen“ dadurch in den Hintergrund
gedrängt wird.

Bilanz fünf Jahre Umset-
zung: lückenhaft - Haupt-
gruppen oft vergessen

Die mageren Ergebnisse aus fünf Jah-
ren Umsetzungsarbeit deuten darauf hin,
dass es tatsächlich notwendig ist, die An-
liegen besonders benachteiligter Grup-
pen stärker in das Zentrum zu rücken,
denn zu oft werden gerade diese Grup-
pen bei der Planung von Umsetzungs-
maßnahmen vergessen oder von natio-
nalen wie internationalen Akteuren un-
gern in das Zentrum gerückt:

1) Der Aktionsplan von Rom enthält vie-
le Detailkapitel, die sehr gute Empfeh-
lungen an Regierungen beinhalten,
und die sich spezifisch an die tatsäch-
lichen Problemgruppen richten. Agrar-
reform für Landlose, substantielle Ver-
besserung der Situation von Frauen
etc., sind z.B. Themen, für deren Bear-
beitung 1996 gute Vorschläge ge-
macht wurden. Dennoch werden in der
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praktischen Umsetzung solche Maß-
nahmen meist gerade nicht ergriffen,
da ihre Umsetzung engagierte Politik
auf nationaler Ebene in vielen Ländern
für sozial schwache Gruppen notwen-
dig machen würde.

2) Zum zweiten enthält der Aktionsplan
einige Kapitel, die sich vor allem mit
makroökonomischen Rahmenbedin-
gungen, z.B. der Liberalisierung der
Weltagrarmärkte befassen. Ob diese
Maßnahmen mit den anderen Maß-
nahmen des Aktionsprogramms zu-
sammenpassen und wie sie sich auf
die ohnehin benachteiligten Gruppen
auswirken, wurde nie geprüft. Es meh-
ren sich derzeit die Indizien, das z.B.
die Liberalisierung der Agrarmärkte oft
zwar hilfreich ist, um die Exporteinnah-
men von Ländern zu verbessern, je-
doch auf der Ebene von benachteilig-
ten ländlichen Gruppen sehr negative
Auswirkungen haben kann. Entspre-
chend sind in vielen Ländern, wie bei-
spielsweise derzeit in Brasilien, wach-
sende Einkommen im Agrarexport-
sektor festzustellen. Der wachsende Ex-
port führt gleichzeitig zur Landkonzen-
tration und zur Verschlechterung der
Lage von Klein- und Kleinstbauern in
den Boomregionen. Ökonomisches
Wachstum und Zunahme von Hunger
und Unterernährung können gerade in
ländlichen Regionen Hand in Hand
gehen.

Hungerreduzierung durch
Gentechnologie?

Ein weiteres zentrales Thema der De-
batte über Chancen der Reduktion von
Hunger und Unterernährung und damit
des Gipfels im Juni 2002 ist die Bewer-
tung der Frage, inwieweit Hunger durch
eine Steigerung der Produktion oder
durch einen besseren sozialen Zugang zu
Nahrung gelöst werden kann. Angeheizt
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wurde die Debatte gerade erst durch die
Veröffentlichung des neuen Berichts über
die menschliche Entwicklung des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen.
Dort wird vehement der Einsatz der Gen-
technologie gefordert, um langfristig
eine wachsende Zahl von Menschen auf
der Erde ernähren zu können. Im Vorfeld
des „Rom plus Fünf Gipfels“ lud das In-
ternational Food Policy Research Institu-
te (IFPRI) Anfang September zu einer Kon-
ferenz nach Bonn ein unter dem Motto
„Vision 2020“. Leider blieb auch diese
„Vision“ zu einem Teil technikorientiert auf
eine Steigerung der Erträge ausgerichtet.
IFPRI weist allerdings gleichzeitig immer
darauf hin, dass technische Lösungen zur
Produktionssteigerung immer nur ein Teil
der Lösung darstellen. Dazu kommen
muss vor allem der politische Wille vie-
ler Länder des Südens, in denen die
Agrarausgaben z.T. besonders in den
90er Jahren deutlich zurückgegangen
sind. Da gleichzeitig die Agrarentwick-
lungshilfe seit Jahren rückläufig ist, wird
dem ländlichen Sektor und der Landwirt-
schaft eine ständig sinkende Bedeutung
beigemessen.

Die meisten Nichtregierungsorganisa-
tionen gehen dagegen eher davon aus,
dass technische Versprechen kaum eine
Lösung des Hungerproblems bedeuten
(siehe auch Kapitel 3). Wachsende Erträ-
ge verändern die Hungersituation auch
in Überschussländern nicht, sonst wäre
nicht zu erklären, dass über 70 Prozent
aller hungernden Kinder in Ländern mit
Nahrungsmittelüberschüssen leben.
Nach wie vor gilt, das es zunächst vor
allem die sozialen Zugangsprobleme
armer Bevölkerungsgruppen sind, die
Hunger schaffen. Kann eine Familie
selbst Agrarprodukte anbauen, oder ein
ausreichendes Einkommen erzielen, ver-
schwinden Hunger und Unterernährung.
Fehlende Nahrung ist also selten das Pro-
blem, sondern fehlender sozialer und
ökonomischer Zugang zu der vorhande-
nen Nahrung.
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Zweifellos ist es wichtig, kontinuierlich
an einer Verbesserung der Agrartechno-
logie zu arbeiten und eine möglichst
nachhaltige und ertragreiche Produktion
zu ermöglichen. Solange aber technische
Lösungen und makroökonomische Emp-
fehlungen den Kern des offiziellen Um-
setzungsprozesses des Welternährungs-
gipfels ausmachen, kann die eigentlich
zentrale Frage nicht beantwortet werden:
Wo kommt der politische Wille her, z.B.
Landlosen in Brasilien Land zu geben?
Statt dessen wird die Landlosenbewe-
gung derzeit kriminalisiert. Wo kommt
der Wille in der EU her, keine Fischfang-
abkommen mit Afrika auszuhandeln, die
es der EU Flotte erlauben effektiv afrika-
nische Fischgründe zu plündern, während
die handwerklichen Fischer kaum noch
ausreichende Fangmengen erreichen
können? Dennoch werden gerade neue
Fischereiabkommen (derzeit z.B. mit Gha-
na) ausgehandelt. Für diese Fragen sind
politische Antworten nötig.

Allgemeine Bilanz

Welthandel und Welternäh-
rung

Exemplarisch kann man die Unwillig-
keit, schwierige Themen anzugehen und
die Interessen benachteiligter Gruppen
(wie z.B. von Kleinbauern) in das Zentrum
zu rücken, am handelspolitischen Thema
deutlich machen. Die FAO gab selbst eine
Serie von Studien in Auftrag, über die
Auswirkungen des Agrarabkommens der
WTO auf die Ernährungssicherheit in
mehreren Entwicklungsländern. Die Er-
gebnisse dieser Länderstudien sind alar-
mierend. In fast allen Ländern hat sich
die Situation für die besonders benach-
teiligten ländlichen Bevölkerungsgrup-
pen verschlechtert. Zu einer Überarbei-
tung oder Diskussion des handelspoliti-
schen Teils des Aktionsplans von 1996
wird es dennoch im Juni nicht kommen.
Die FAO will sich beim Nachfolgegipfel
von Rom im Juni 2002, nicht um handels-

politische Themen kümmern, dabei gäbe
es die Chance, die im Rahmen der WTO
parallel stattfindenden Agrarverhandlun-
gen zu beeinflussen. Eine ausführliche
Behandlung des Themas findet sich im
Kapitel „Welternährung und Welthandel“
von Martina Schaub ab Seite 28.

Lösungsansätze aus NRO-
Sicht

Nichtregierungsorganisationen berei-
ten bereits ein paralleles Forum für die
Tagung im Juni 2002 vor. Fünf Themen
haben sie in einem internationalen Ab-
stimmungsprozess identifiziert, die sie in
das Zentrum der Debatte stellen wollen,
da nach Ansicht der NRO hier die ent-
scheidenden Lösungsansätze zu finden
wären. Neben einer Thematisierung der
Folgen der (1) Liberalisierung der Agrar-
märkte sollen (2) Zugangsrechte armer
Bevölkerungsgruppen zu Land, Wasser
und Saatgut angesprochen werden. Da-
mit machen die NRO deutlich, dass so-
wohl internationale wie nationale Rah-
menbedingungen angesprochen werden
sollen. Als drittes Thema (3) soll das Recht
auf Nahrung hervorgehoben werden, da
die menschenrechtliche Dimension des
Problems der Ansatz dafür ist, staatliche
und private Akteure rechenschaftspflich-
tig zu machen. Die NRO fordern deshalb
die Erarbeitung eines Verhaltenskodex für
das Recht auf Nahrung. (4) Neue ökolo-
gische Produktionsformen, die ökologi-
schen Bedingungen besser Rechnung tra-
gen als die derzeitige industrialisierte
Landwirtschaft, stellen das vierte Schwer-
punktthema dar. Als übergreifendes The-
ma sollen diese vier in einen Rahmen ge-
stellt werden. Alle Themen sind dann um-
setzbar, wenn eine Demokratisierung er-
möglicht wird, die auch soziale Gerech-
tigkeit mitberücksichtigt.

Schon im Herbst hatten erste regiona-
le Vorbereitungskonferenzen von NRO für
den geplanten November stattgefunden.
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Die Verschiebung wird erneut auch regio-
nale Planungstreffen möglich machen.
Das für Juni geplante parallele NRO-Fo-

Allgemeine Bilanz

rum wird unter dem Motto stehen: Für
Ernährungssouveränität.
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Beim Welternährungsgipfel 1996 wur-
de beschlossen, die Zahl der Hungernden
und Unterernährten in der Welt bis zum
Jahr 2015 um 400 Millionen auf die Hälf-
te zu verringern. Darüber hinaus wurde
ein Aktionsplan verabschiedet, der u.a.
den gleichen Zugang zu Ressourcen für
alle fordert sowie die aktive Sicherung
und Ausgestaltung des Menschenrechts
auf Nahrung. Fünf Jahre später müssen
sich die Regierungen eingestehen, dass
sie ihr ehrgeiziges Ziel nicht erreichen
werden. Dennoch hält man an den alten
„Rezepten“ – wie z.B. der Liberalisierung
des Agrarhandels, der Förderung von Pri-
vatinvestitionen und neuen Technologien
wie der Gentechnik und „Good Govern-
ance“ (bessere Regierungsführung) fest.
Das veranlasst  entwicklungspolitische
Nichtregierungsorganisationen und Bau-
ernvereinigungen, anlässlich des anste-
henden Welternährungsgipfels („Rom plus
5“), verstärkt an das Versprechen von
1996, das Menschenrecht auf Nahrung
umzusetzen, zu erinnern und ihren Forde-
rungen Nachdruck zu verleihen. Einer ih-
rer Vorschläge ist das Konzept der Ernäh-
rungssouveränität.

Ernährungssouveränität

Ernährungssouveränität -
noch immer ein unbe-
kannter Begriff?
Astrid Engel, BUKO Agrar Koordination

Der Plan von 1996: Umset-
zung bislang gescheitert

La Via Campesina - Das
Konzept der Ernährungsou-
veränität - Antwort auf die
Globalisierung im Agrar-
bereich

Der Begriff Ernährungssouveränität
wurde ursprünglich von La Via Campesi-
na – einem weltweiten Zusammenschluss
von Kleinbauern- und Landarbeiterorga-
nisationen – geprägt. Dieser Zusammen-
schluss entstand nicht zuletzt aus der
wachsenden Unzufriedenheit der Bauern
und Bäuerinnen angesichts der zuneh-
menden Globalisierung, die inzwischen
auch die Landwirtschaft erfasst hat. Nach
Auffassung von La Via Campesina dient
diese Entwicklung nur den Exportinteres-
sen der großen Industrienationen und
dem internationalen Agrobusiness. Es
wird befürchtet, dass die Anliegen der
ländlichen Bevölkerung und die der Er-
nährungssicherheit zunehmend unter die
Räder geraten. Diesen „drohenden Aus-
verkauf der Landwirtschaft“ möchte La
Via Campesina verhindern, daher setzt
sich die Organisation für die Verbesse-
rung der Arbeits- und Lebensbedingun-
gen der Kleinbauern und Landarbeiter
durch fairere Handelsbedingungen, grö-
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ßere soziale Gerechtigkeit und die Durch-
setzung einer nachhaltigen Wirtschafts-
weise weltweit ein. Bereits beim Welter-
nährungsgipfel 1996 brachte La Via
Campesina seine Forderung nach Berück-
sichtigung bzw. Umsetzung von Ernäh-
rungssouveränität zum Ausdruck. Inzwi-
schen wird diese Forderung von einer
wachsenden Zahl von Bauernvereinigun-
gen und Nichtregierungsorganisationen
unterstützt.

Ernährungssouveränität

Was bedeutet Ernährungs-
souveränität?

Ernährungssouveränität ist kein ein-
deutig definierter Begriff, dieser Ausdruck
beinhaltet nicht zuletzt das politische Pro-
gramm von La Via Campesina. Seine
wichtigsten Elemente sind die folgenden:

• Das Recht auf Nahrung ist ein mensch-
liches Grundrecht. Daher muss jeder
Mensch Zugang haben zu einer aus-
reichenden Menge gesunder, nahrhaf-
ter Lebensmittel, die seinen (z.B. kul-
turell bedingten) Ernährungsgewohn-
heiten entspricht und die es ihm er-
möglichen , ein Leben in menschlicher
Würde zu führen.

• Um dieses Recht umsetzen zu können,
muss Ernährungssouveränität gewähr-
leistet sein. Im Gegensatz zu Ernäh-
rungssicherheit, womit lediglich das
Recht auf ausreichende Versorgung
mit Essen gemeint ist, meint Ernäh-
rungssouveränität das Recht, jedes
Einzelnen und jeder Nation, Nah-
rungsmittel zu produzieren. Dieser
Begriff hat also eine starke soziale,
politische und kulturelle Komponen-
te.

• Konkret heißt das, dass die Produk-
tionsmöglichkeiten für kleine und mitt-
lere Produzenten geschaffen bzw. auf-
rechterhalten werden müssen. Die

Kontrolle über die Produktionsmittel
wie Wasser, Land, Saatgut und ande-
re natürlichen Ressourcen müssen in
ihren Händen liegen.

• Das heißt aber auch, dass jede Nati-
on das Recht haben muss, die eige-
nen Kapazitäten zur Produktion von
Nahrungsmitteln aufrecht zu erhalten
und über den Grad an Eigenversor-
gung mit Nahrungsmitteln selbst zu
bestimmen. Daraus ergibt sich, dass
jedes Land die Möglichkeit haben
muss, eine entsprechende, eigenstän-
dige Agrar- und Ernährungspolitik zu
entwickeln und dabei neben den na-
türlichen Bedingungen auch kulturelle
und produktionstechnische Besonder-
heiten zu berücksichtigen. Dabei darf
die Agrarproduktion in anderen Län-
dern jedoch nicht beeinträchtigt wer-
den.

Bedrohung der Ernäh-
rungssouveränität

Die in La Via Campesina zusammen-
geschlossenen Bauern und Bäuerinnen
sehen ihre Möglichkeiten, Ernährungs-
souveränität zu verwirklichen, durch die
ständige Verschlechterung der politischen
Rahmenbedingungen immer mehr einge-
schränkt.

Verantwortlich für diese Verschlechte-
rungen sind zum einen nationale Regie-
rungen: In Industrieländern wird zum ei-
nen die Überschussproduktion und
Dumpingexporte gefördert, zum anderen
wird in Entwicklungsländern die Grund-
nahrungsmittelproduktion zugunsten der
Exportproduktion sträflich vernachlässigt.
Darüber hinaus gibt es mittlerweile eine
ganze Reihe von internationalen Regel-
werken, die wachsenden Einfluss auf die
Produktionsbedingungen der Bauern und
Bäuerinnen weltweit haben, angefangen
bei den Strukturanpassungsauflagen des
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IWF1  über den Agrarvertrag der WTO
(AoA)2  und das Abkommen zum Schutz
geistiger Eigentumsrechte bei der WTO
(TRIPS)3  bis hin zum International Treaty
(ehem. Undertaking) der FAO4  und der
Konvention über Biologische Vielfalt.

Für La Via Campesina stellt – neben
dem IWF und der Weltbank - insbesonde-
re die  WTO und deren Bestrebungen, den
Weltagrarhandel zu liberalisieren eine Be-
drohung für die Ernährungssouveränität
dar. Die Kritik von La Via Campesina lässt
sich wie folgt zusammenfassen: Die der-
zeit geltenden „Spielregeln“ für den Welt-
agrarhandel wurden fast ausschließlich
von den Industrieländern (vor allem EU
und USA) festgelegt, die bei den letzten
Agrarverhandlungen rücksichtslos ihre In-
teressen durchgesetzt haben– auf Kosten
der Entwicklungsländer und vor allem auf
Kosten der armen, ländlichen Bevölke-
rung dort. Für La Via Campesina geht die
Liberalisierung des Agrarsektors Hand in
Hand mit der Globalisierung von Hun-
ger und Armut, der Zerstörung bäuerlicher
Produktionsstrukturen und des sozialen
Gefüges auf dem Land. So schreibt das
Agrarabkommen der WTO, das der Ex-
portproduktion eindeutig Vorrang gibt
vor der Produktion für den lokalen Markt,
die Politik der Strukturanpassung von IWF
und Weltbank fest. Die WTO-Regeln un-
terstützen die weitere Intensivierung der
Produktion und damit die Überschusspro-
duktion. Direkte Einkommensübertragun-
gen und von der Produktion unabhängi-
ge Unterstützungsmaßnahmen sind wei-

Ernährungssouveränität

1 Internationaler Währungsfonds
2 WTO = World Trade Organisation; dt. Welthan-
delsorganisation, AoA = Agreement on Agricul-
ture; dt.: Abkommen über Landwirtschaft
3 TRIPS = Trade Related Aspects of Intellectual Prop-
erty Rights; dt.: Abkommen über handelsbezogene
Aspekte des geistigen Eigentums
4 International Treaty on Plant Genetic Resources;
dt.: Internationales Übereinkommen über pflanzen-
genetische Ressourcen

terhin legal. Diese Maßnahmen, die sich
nur reiche Industrieländer leisten können,
erlauben es den Bauern dort, ihre Produk-
te zu Preisen unterhalb der Produktions-
kosten zu exportieren. Die Subventionie-
rung der Exporte, die in vielen Regionen
des Südens die Produktion bereits ruiniert
hat, wurde durch das Agrar-Abkommen
sogar noch legalisiert. Außerdem unter-
stützt die WTO die Ausweitung des Agrar-
handels, was zu einer Verschärfung des
internationalen Wettbewerbs führt und
die Talfahrt der ohnehin niedrigen Agrar-
preise verstärkt. Für die bäuerlichen Fa-
milien hat dies alles verheerende Auswir-
kungen: Sie können dem verschärften
Wettbewerb und den sinkenden Preisen
nicht standhalten, werden oft gezwungen,
die Produktion aufzugeben und sind Ar-
mut und Hunger preisgegeben. Auf die-
ses Thema wird in Kapitel „Welternährung
und Welthandel“ von Martina Schaub ab
Seite 28 ausführlicher eingegangen.

Massiv eingeschränkt wird die Ernäh-
rungssouveränität außerdem durch die
Ungleichverteilung von Land. Die unge-
rechte Verteilung von Land und Vermö-
gen ist nach wie vor eine der wichtigsten
Ursachen von Hunger und Armut in vie-
len Entwicklungsländern. Obwohl die in-
ternationale Staatengemeinschaft dieses
Problem offiziell anerkannt und ihren Wil-
len bekundet hat, Agrarreformprogram-
me zu unterstützen, sind diese Aussagen
bisher meist bloße Absichtserklärungen
geblieben. Im Gegenteil: La Via Camp-
esina beklagt, dass in der Mehrzahl der
Entwicklungsländer Agrarreformprozesse
ins Stocken geraten sind Neben den neo-
liberalen Agrarpolitiken sind hierfür vor
allem die internationalen Finanzinsti-
tutionen wie der IWF und die Weltbank
verantwortlich zu machen. So führt die ak-
tuelle Politik der Weltbank dazu, dass
Agrarreformprogramme, die in erster Li-
nie auf Enteignung beruhen, zunehmend
durch sogenannte „marktgestützte Land-
reformen“ ersetzt werden.
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Eine weitere Einschränkung der Ernäh-
rungssouveränität geht von den drohen-
den Einschränkungen beim Zugang zu
pflanzengenetischen Ressourcen aus. Ent-
scheidend für die Bauern ist hierbei das
Saatgut. Aufgrund der wachsenden öko-
nomischen Bedeutung der biologischen
Vielfalt sind in letzter Zeit einige Regel-
werke entstanden, die aber allesamt we-
nig geeignet sind, um die Interessen der
Bauern zu schützen. So werden durch die
Regelungen des TRIPS-Abkommens die
Länderregierungen dazu verpflichtet, Pa-
tente auf Lebewesen zuzulassen. Die mit
der Patentierung einher gehende Mono-
polisierung der Verfügungs- und Verwer-
tungsrechte von pflanzengenetischen Res-
sourcen in den Händen weniger interna-
tional agierender Chemiefirmen stellt
nach La Via Campesina eine akute Be-
drohung der Ernähungssouveränität dar.
Denn für die Bauern könnte dies bedeu-
ten, dass sie in Zukunft nicht mehr die
Möglichkeit haben, ihr eigenes Saatgut
nachzubauen oder an andere Bauern
weiter zu geben. Im Kapitel „Genetische
Ressourcen: Die Zugangsproblematik im
Kontext von FAO, CBD und TRIPS“ von
Achim Seiler ab Seite 21 ist eine detail-
lierte Einführung in dieses Problemfeld zu
finden.

An diesen Entwicklungen konnten auch
die Beschlüsse und Absichtserklärungen
und die ihm folgenden (besser gesagt:
fehlenden) Umsetzungsprozesse des Welt-
ernährungsgipfels 1996 nichts ändern.
Dies ist insofern nicht verwunderlich, als
die gleichen Regierungen, die hier Ab-
sichtserklärungen zur Verringerung des
Welthungerproblems unterschreiben, sich
bei der WTO für die Liberalisierung des
Agrarhandels und die Patentierung von
Lebewesen einsetzen.

Ernährungssouveränität

Forderungen von La Via
Campesina

Um Ernährungssouveränität zu reali-
sieren ist für La Via Campesina eine
grundlegende Umorientierung der natio-
nalen und internationalen Agrar- und
Handelspolitiken erforderlich – weg von
der Ausrichtung auf die exportorientierte
Intensivproduktion hin zur Förderung ei-
ner sozial und ökologisch verträglichen
Nahrungsmittelerzeugung.

Wesentliche Forderungen, die sich
sowohl an die nationalen Regierungen
als auch an das internationale Handels-
regime richten, sind:

è Der Produktion von gesunden, qua-
litativ hochwertigen Nahrungs-
mitteln, die naturräumliche und kul-
turelle Gegebenheiten berücksich-
tigt, muss Vorrang bei der staatlichen
Förderung eingeräumt werden. Die
Produktion erfolgt überwiegend für
den Eigenbedarf beziehungsweise für
lokale oder nationale Märkte.

è Den Bauern müssen angemessene
Preise für ihre Produkte bezahlt wer-
den.

è Die Erzeugung von Überschüssen
wird durch interne Regulierungsmaß-
nahmen verhindert.

è Damit interne Unterstützungsmaß-
nahmen für die Grundnahrungsmit-
telproduktion (z.B. höhere Preise) wirk-
sam eingesetzt werden können, muss
jedes Land die Möglichkeit haben,
Schutzmaßnahmen gegen den
Import von „Billigprodukten“ zu
ergreifen.

è Jegliche Exportbeihilfen und inter-
ne Unterstützungsmaßnahmen, die
den Export zu Preisen unterhalb der
Produktionskosten ermöglichen,
müssen verboten werden.
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Mit der Einschränkung der Überschuss-
produktion wird die Bedeutung des inter-
nationalen Handels automatisch dras-
tisch sinken. Ein Regulierungsbedarf be-
steht dennoch, um zu gewährleisten, dass
zukünftig der Austausch von Agrarproduk-
ten (nach Möglichkeit auf regionaler Ebe-
ne) unter fairen Bedingungen, das heißt
z.B. zu fairen Preisen stattfindet. Der Ver-
fall der terms of trade muss ein Ende ha-
ben.

Der Zugang zu Land ist – ebenso
wie die Kontrolle über die anderen natür-
lichen Ressourcen - die Grundvorausset-
zung dafür, dass die Bauernfamilien ihr
Menschenrecht, sich zu ernähren, verwirk-
lichen können. Daher erhebt La Via Cam-
pesina im Rahmen der gemeinsamen mit
FIAN durchgeführten Kampagne „Brot,
Land und Freiheit“ die Forderung nach
Agrarreformen unter menschenrechtlichen
Gesichtspunkten. Dabei stützen sich die
Organisationen auf den Artikel 11 des
Internationalen Paktes für wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Menschenrechte, in
dem das Menschenrecht auf Nahrung
ausdrücklich anerkannt ist. Für sie ergibt
sich daraus, dass Bauern und Bäuerinnen
Zugang zu den Ressourcen haben müs-
sen, die sie zur Nahrungsmittelproduktion
benötigen – insbesondere zu Land.

Genetische Ressourcen sind das Er-
gebnis Jahrtausende alter Evolution und
der Züchtungsarbeit von Bauern und indi-
genen Völkern. Die Rechte der Bauern
an ihrem Saatgut, das heißt ihr geisti-
ges Eigentum und ihre züchterische Leis-
tung sind anzuerkennen. Die Paten-
tierung und Vermarktung genetischer Res-
sourcen durch private Firmen muss unter-
sagt werden. Die Vereinbarungen der
WTO über Rechte geistigen Eigentums
sind unannehmbar. Bauern und indigene
Gemeinschaften müssen das Recht ha-
ben, genetische Ressourcen – einschließ-
lich Saatgut – frei zu nutzen.

Darüber hinaus fordert La Via Camp-
esina grundlegende institutionelle Refor-

Ernährungssouveränität

men. Zu den wichtigsten Forderungen
gehören dabei:

è Landwirtschaft muss aus dem Re-
gelungsbereich der WTO wieder
heraus genommen werden. Denn
eine Organisation, die sich die
Durchsetzung des freien Welthandels
auf die Fahnen geschrieben hat, ist
völlig ungeeignet, solch fundamen-
tal wichtige Bereiche wie die Nah-
rungsmittelproduktion, Gesundheit
oder Umwelt zu kontrollieren. Eine
Reform dieser Organisation, die die-
sen Themen angemessen Rechnung
trägt, käme der Abschaffung der
WTO gleich.

è Die Etablierung von demokrati-
schen Strukturen zur Regelung von
Nahrungsmittelproduktion und –han-
del ist dringend notwendig. Eine
Möglichkeit wäre z.B. die Verantwor-
tung für die internationalen Handels-
regeln der UNCTAD5  zu unterstellen.
Voraussetzung dafür wäre allerdings
deren politische Stärkung und Re-
form, um die Transparenz zu erhöhen
und demokratische Kontrollmöglich-
keiten zu gewährleisten.

è Eine „World Food Convention on
Food Sovereignty and Trade in
Food and Agriculture“ sollte alle
bisher bestehenden Regelungen zu
Landwirtschaft innerhalb der WTO er-
setzen. Diese Konvention sollte vom
kommenden Welternährungsgipfel
anerkannt und übernommen werden.

è Neue Handelsregeln müssen Men-
schenrechte berücksichtigen und
andere bestehende internationale
Regelwerke als gleichwertig akzeptie-
ren.

5 United Nations Conference on Trade and Devel-
opment; dt.: Konferenz der Vereinten Nationen über
Handel und Entwicklung
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è Um das Prinzip der Gewaltenteilung
zumindest teilweise umzusetzen, soll-
te ein internationaler Gerichtshof
für Handelsfragen eingerichtet wer-
den.

Ernährungssouveränität

Bilanz: Ernährungssouverä-
nität fünf Jahre nach Rom

Anfang September versammelten sich
in Kuba rund 400 Vertreter von 200  NRO
aus 60 Ländern zum „Global Forum on
Food Sovereignty“. Hier wurde u.a. Bilanz
über die Entwicklung der Ernährungssou-
veränität in den vergangenen Jahren ge-
zogen.

Die  NRO kamen zu einem vernichten-
den Ergebnis. So heißt es in der Abschluss-
erklärung: „Fünf Jahre nach dem Welter-
nährungsgipfel, sieben Jahre nach Ab-
schluss der WTO-Agrarabkommmens
und nach 20 Jahren neo-liberaler Politik
ist das Versprechen, Nahrung für alle zu
schaffen weiter denn je davon entfernt,
verwirklicht zu werden. Im Gegenteil: Die
Politik der Weltbank, des IWF und der
WTO – unter dem enormen Druck der
transnationalen Konzerne - haben die Dis-
krepanz zwischen den reichen und den
armen Ländern und auch zwischen letzte-
ren verschärft, ebenso wie die Ungleich-
verteilung der Einkommen innerhalb der
Länder. Die Bedingungen für eine nach-
haltige Nahrungsmittelproduktion und
der Zugang zu gesunder Nahrung sind
verschlechtert worden – was übrigens
auch die Industrieländer betrifft. Das heißt,
das Menschenrecht auf Nahrung ist für die
meisten Menschen weltweit weiterhin ein
leeres Versprechen.“

Die TeilnehmerInnen dieser Versamm-
lung betonen in der Abschlusserklärung
daher noch einmal, dass „die Ernährungs-
souveränität der einzige Weg ist, um den
Hunger und Unterernährung in der Welt
abzuschaffen und die Ernährung aller
Menschen nachhaltig zu sichern“. Jegli-
che Einmischung der WTO in die natio-
nale Ernährungs- und Agrarpolitik wird als
„Anmaßung“ verurteilt.

Die Forderung nach Ernährungssouve-
ränität ist auch wesentlicher Bestandteil
anderer Positionspapiere, die NRO im
Vorfeld des Welternährungsgipfels bzw.
der WTO-Ministerkonferenz, die im No-
vember in Katar stattgefunden hat, erstellt
haben. So zum Beispiel im internationa-
len NRO-Aufruf „Hunger ist die Brücke
zwischen Rom und Katar“. Zu den strate-
gischen Schlüsselfragen bei der Verwirk-
lichung des Rechts auf Nahrung gehört
hier – neben z.B. der Entwicklung alter-
nativer Produktionsmodelle und der stär-
keren Beteiligung der Zivilgesellschaft an
Entscheidungsprozessen auch die Ver-
wirklichung von Ernährungssouveränität.

In einer anlässlich der WTO-Minister-
konferenz in Katar von einer großen An-
zahl internationaler NRO und Bauernor-
ganisationen gemeinsam veröffentlich-
ten Stellungnahme wird zusätzlich die For-
derung erhoben, die Verhandlungen über
eine neue, umfassende Liberalisierungs-
runde abzubrechen und statt dessen um-
fassende Reformen des internationalen
Handelsregimes einzuleiten, die im We-
sentlichen den hier dargestellten Vorschlä-
gen entsprechen.
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Nachhaltige Landwirtschaft
statt uniformer Patentrezepte

Nachhaltige Landwirtschaft

„Öko-Landbau ist kein Luxus, son-
dern unsere einzige Chance“

Tewolde Egziabher, Leiter der
Umweltschutzbehörde Äthiopiens

Ulrike Brendel, Greenpeace

Weltweit wird mehr als ein Viertel des
Bodens landwirtschaftlich genutzt. Doch
in den vergangenen 50 Jahren degradier-
ten zwei Drittel dieser Fläche unter ande-
rem durch Erosion, Versalzung und Nähr-
stoffabbau. Maßgeblich dazu beigetra-
gen hat die so genannte „Grüne Revolu-
tion“: Propagiert von den Agrarkonzer-
nen und unterstützt von vielen Regierun-
gen, internationalen Institutionen und Or-
ganisationen sollte sie seit den sechziger
Jahren die Hungersnot in den Entwick-
lungsländern durch den massiven Einsatz
von Hochertragssorten, chemischen Dün-
gemitteln und Pestiziden bekämpfen. Die
Hungernden hat die industrielle Landwirt-
schaft nicht satt gemacht. Stattdessen
hatte sie katastrophale soziale und ökolo-
gische Auswirkungen. Kleinbauern wur-
den verdrängt und die Gesundheit vieler
Menschen zerstört. Etwa 25 Millionen
Menschen erleiden jährlich in den Ent-

Die moderne Landwirt-
schaft: keine Lösung der
Hungersnot

wicklungsländern Pestizid-Vergiftungen,
20 000 Menschen sterben laut Welthan-
delsorganisation WTO weltweit an den
Folgen. Agrarchemikalien machen Böden
unfruchtbar, verseuchen Wasser, zerstören
die Vielfalt der Pflanzen und Tiere. Im ver-
gangenen Jahrhundert gingen, maßgeb-
lich bedingt durch die industrielle Land-
wirtschaft, circa 75% der Sortenvielfalt un-
serer Kulturpflanzen verloren.

Will man die Ernährung nachhaltig si-
chern, müssen daher soziale und ökolo-
gische Aspekte im Vordergrund stehen.
Eine kurzlebige Steigerung der landwirt-
schaftlichen Erträge ist der falsche Weg.
Denn ein zerstörtes Ökosystem wird die
nachfolgenden Generationen nicht er-
nähren können.

Der Plan von 1996: Umset-
zung lässt auf sich warten

Als sich 1996 Vertreter von 185 Staa-
ten und die Europäische Union auf dem
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Welternährungsgipfel der FAO in Rom tra-
fen, wollten sie vor allem die Ursachen
von Hunger und Unterernährung be-
kämpfen. Bis zum Jahre 2015 sollte der
Hunger in der Welt halbiert werden. In
ihrer anschließenden Erklärung und im
Aktionsplan erkennen die Teilnehmer an,
wie wichtig eine nachhaltige Landwirt-
schaft für die Sicherung der Welternäh-
rung ist. Auch die bedeutende Rolle der
Bauern und lokalen Gemeinschaften wird
in der Erklärung unterstrichen. Fünf Jahre
nach dem Gipfel hungern jedoch immer
noch über 815 Millionen Menschen, wäh-
rend sich die Gipfelteilnehmer damit
schwer tun, die eingegangenen Verpflich-
tungen umzusetzen.

Nachhaltige Landwirtschaft

Die Agrarforschung wird zu-
nehmend von der Industrie
kontrolliert

Fast alle Geberorganisationen und
Geberländer haben die Fördergelder für
die Landwirtschaft und für die ländliche
Entwicklung in den vergangenen Jahren
drastisch gekürzt. Die größte und bedeu-
tendste öffentliche Institution für Agrarfor-
schung, die „Consultative Group on Inter-
national Agricultural Research“ (CGIAR),
unter der 16 internationalen Agrarfor-
schungszentren in allen Regionen der
Welt zusammengeschlossen sind, arbei-
tet verstärkt mit privaten, multinationa-
len Unternehmen zusammen. Diese so-
genannten Public Private Partnerships
haben dazu geführt, dass Agrarkonzerne
wie Monsanto, Syngenta und Bayer die
Forschungsagenda der CGIAR immer
stärker bestimmen. Doch das wirkt sich
nicht nur auf das Forschungsziel aus, son-
dern auch auf die Nutznießer.

Dabei besteht ein klarer Konflikt zwi-
schen den Geschäftsinteressen der Indus-
trie und dem Ziel, die Ernährung in den
Ländern des Südens dauerhaft zu sichern.
Während für viele Bauern in den Entwick-

lungsländern der Erfolg ihrer nächsten
Ernte davon abhängt, genug Saatgut für
die kommende Aussaat zu bewahren, ihre
Böden fruchtbar und ihr Trinkwasser sau-
ber zu halten, verfolgt die Agrarindustrie
ein ganz anderes Ziel: größtmöglichen
Profit. Dies erreicht sie durch den ver-
mehrten Absatz von chemischen Dünge-
mitteln, Pestiziden und Hochertragssorten
sowie durch die Einführung von genmani-
puliertem Saatgut - auf Kosten der Um-
welt und der sozialen Strukturen.

Traditionell wird in den Ländern des
Südens Saatgut innerhalb der Familien
und im Freundeskreis gepflegt, gezüch-
tet, weitergegeben und gehandelt.  Bei der
Aussaat wird zu 80 Prozent das aus der
eigenen Ernte gewonnene Saatgut ver-
wendet. Für multinationale Agrarkonzer-
ne also ein attraktiver Wachstumsmarkt.
Diesen Markt können sie aber nur gewin-
nen, indem sie den Nachbau, d.h. die
Aussaat von Saatgut aus der eigenen Ern-
te, versuchen zu unterbinden. Exklusive
Nutzungsrechte wie Patente dienen der
Industrie dabei als wichtige Mittel: Patente
auf Gene, Pflanzen oder Saatgut verbie-
ten den für Bauern so wichtigen Nachbau
und die Weiterzucht des Saatguts. Die
Bauern sollen stattdessen für jede Aussaat
neues Saatgut kaufen müssen.

Patente vergrößern zudem die Vor-
machtstellung der internationalen Agrar-
konzerne in der Entwicklung von neuem
Saatgut - besonders wenn die öffentlichen
Mittel ausbleiben für eine unabhängige
agrarwissenschaftliche Forschung. Tau-
sende alter Kulturpflanzen, die aufgrund
ihrer Eigenschaften keine großen Profite
versprechen, sind für die von Konzernen
gesteuerte Forschung uninteressant. Einst
gab es in Indien 30.000 kultivierte Reis-
sorten, heute spielen für die Ernährung nur
noch zehn davon eine Rolle. Dabei sind
es diese robusten traditionellen Kultur-
pflanzen, die sich den regionalen Gege-
benheiten optimal anpassen und in de-
ren Erforschung und Erhalt daher investiert
werden muss. Hochgezüchtetes Saatgut
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hingegen ist empfindlich und benötigt
aufwändige und teure „Pflege“, wie den
verstärkten Einsatz von Kunstdüngern und
Pestiziden, sowie intensive Bewässerung.
Ein Teufelskreis: Der Gebrauch von Che-
mie hat vielerorts das Grundwasser ver-
giftet, die Böden ausgelaugt und Schäd-

Nachhaltige Landwirtschaft

linge immun gemacht. Bauern benötigen
immer mehr Chemikalien, um gleichblei-
bende Erträge zu erzielen. Dabei wird
nicht nur die Umwelt zerstört, sondern
auch viele Kleinbauern werden in den fi-
nanziellen Ruin getrieben.

Angesichts dieser Tatsachen ist es pa-
radox, dass nun ausgerechnet die riskan-
te Gentechnik als Allheilmittel für die Be-
kämpfung von Hunger und Armut verkauft
wird. Mit der Förderung der Grünen Gen-
technik würden die alten Fehler wieder-
holt werden: Öffentliche Gelder würden
einseitig für die Interessen der Industrie
ausgegeben werden statt sie für eine so-
zial- und umweltverträgliche Landwirt-
schaft zu nutzen. Auf internationaler und
nationaler Ebene muss deshalb die unab-
hängige Erforschung einer nachhaltigen
Landwirtschaft im großen Stil gefördert

Keep seeds in your hands, Sisters!

Immer wieder verweist die FAO in ihrer Erklärung zum Welternährungs-
gipfel in Rom auf die Bedeutung der Gleichberechtigung von Mann und
Frau, um Nahrungsversorgung nachhaltig zu sichern. Jedoch wird auch
diese Erkenntnis mit einer Politik unterlaufen, die sich an den Interessen
der Konzerne ausrichtet. Das zeigt das Beispiel der Saatgutpflege: In
vielen Ländern des Südens waren traditionell  Frauen verantwortlich für
das Konservieren und die Erhaltung der Keimfähigkeit des Saatgutes.
Um die Keimfähigkeit zu optimieren, sind die richtige Pflege, Trocken-
technik und Lagerung unterschiedlichen Saatgutes zu beachten. Das kom-
plexe Wissen über die richtige Pflege wird von einer Generation an die
nächste weitergegeben.
Durch eine Politik, die auf eine industrielle Landwirtschaft setzt und im-
mer mehr Bauern auf Hochertragssorten umsteigen lässt, gerät diese
Wissenschaft in Vergessenheit. Bauern werden vermehrt abhängig von
dem Saatgut der Händler und sind auf das traditionelle Wissen der
Frauen nicht länger angewiesen. Frauen verlieren dadurch ihre Stel-
lung in der Familie und die bestehenden Machtstrukturen ändern sich
weiter zu ihrem Nachteil.

werden. Die Bedürfnisse der Bauern müs-
sen im Mittelpunkt stehen. Sie müssen
auch aktiv in die Forschung einbezogen
werden. Denn die lokale Bevölkerung
kennt die regionalen Gegebenheiten am
besten und kann auf traditionelles Wis-
sen zurückgreifen. Gemeinsam mit unab-
hängigen Wissenschaftlern kann dieses
Wissen genutzt werden, um neue Lösun-
gen zu finden. Anstatt falsche Hoffnungen
auf uniforme, von der Industrie kontrol-
lierte Technologien zu setzen, müssen in-
dividuelle Lösungen für unterschiedliche
regionale Gegebenheiten entwickelt wer-
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den, die es den Bauern ermöglichen sich
selbst zu ernähren.

Nachhaltige Landwirtschaft

Worte statt Taten sind kei-
ne Hilfe!

Eine von Greenpeace und Brot für die
Welt in Auftrag gegebene Studie der Uni-
versität Essex weist nach, dass die nach-
haltige Landwirtschaft das Potenzial hat,
die Ernährung weltweit dauerhaft zu si-
chern. Allerdings muss sie in weitreichen-
de Agrarreformen eingebunden werden,
wie die gerechte Verteilung von Land,
das Recht auf eine nationale Ernährungs-
souveränität und die Öffnung der Märk-
te für Importe aus den Ländern des Sü-
dens.

Die Studie belegt anhand von 208 Bei-
spielen in 52 Ländern des Südens, dass
sich landwirtschaftliche Erträge auch
ohne Chemie und Gentechnik steigern
lassen und dabei dauerhaft die natürli-
chen Ressourcen wie Wasser, Böden und
die Vielfalt von Pflanzen und Tieren schüt-
zen. Die untersuchten Projekte setzen nicht
auf monotone Fruchtfolgen, die anfällig
sind für Krankheits- und Schädlingsbefall,
sondern auf Mischkulturen und abwechs-
lungsreiche Fruchtfolgen. In Thailands so-
genannten „Homegardens“ beispielswei-
se gibt es ganzjährig etwas zu ernten.
Nützlinge halten hier die Schädlinge fern
und verwelkende Blätter und abgestorbe-
ne Pflanzen sorgen für einen nährstoff-
reichen Kompost: Ein komplexes Agrar-
ökosystem, das den Bauern eine stabile
Existenzgrundlage sichert.

Die Studie stellt weiterhin fest, dass
zwar einerseits im letzten Jahrzehnt die
nachhaltige Landwirtschaft weltweit eine
bemerkenswerte Zustimmung erfahren
habe, jedoch nur wenige Länder diese

Was ist „Nachhaltige Landwirtschaft“?

Der Begriff der nachhaltigen Landwirtschaft ist heute zu einem Mode-
wort geworden, das auch die Agrarindustrie für ihre Zwecke zu nutzen
sucht. Für Greenpeace bedeutet es jedoch folgendes: Nachhaltige Land-
wirtschaft kombiniert Umweltaspekte mit sozialen Bedürfnissen der lo-
kalen Bevölkerung. Diese Art der Landwirtschaft verzichtet weitgehend
auf Chemikalien und bedient sich stattdessen natürlicher Schädlingsbe-
kämpfung, berücksichtigt Nährstoffkreisläufe und Bodenregeneration.
Neben Lebensmitteln versorgt sie die Bevölkerung somit dauerhaft mit
sauberem (Trink)Wasser, einer Vielfalt an Pflanzen und Tieren sowie ge-
sunden und fruchtbaren Böden.
Die Einbeziehung der Bauern in die Entwicklung landwirtschaftlicher Me-
thoden spielt in der nachhaltigen Landwirtschaft eine tragende Rolle.
Nur wenn lokale Gegebenheiten und soziale Strukturen berücksichtigt
werden, wird es gelingen, dass sich die Menschen nachhaltig ernähren
können.

Entwicklung aktiv politisch unterstützt ha-
ben. So hat sich zum Beispiel nach Anga-
ben des Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN)
die deutsche Regierung zunehmend aus
der globalen Pestizidproblematik zurück-



20

gezogen. Die Gesellschaft für technische
Zusammenarbeit (GTZ), die die Projekte
des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
umsetzt, hat ihre Pestizid-Service-Abtei-
lung abgeschafft. Auch im BMZ selbst gibt
es niemanden mehr, der für Pestizidex-
porte und Pestizideinsätze in den Entwick-
lungsländern zuständig ist. Obwohl heu-
te nahezu jedes Land beteuert, die nach-
haltige Landwirtschaft zu unterstützen,
gibt es bestenfalls erste Schritte bei der
politischen Durchführung. Meist handelt
es sich um verstreute Einzelprojekte, die
Umsetzung einer nachhaltigen Landwirt-
schaft auf breiter und globaler Ebene hat
aber nur dann eine Chance, wenn eindeu-
tige politische Taten und Agrarreformen
folgen. Dabei müssen auch die „wahren“
Kosten der Landwirtschaft in die Endpreise

Nachhaltige Landwirtschaft

einfließen: Der Verbrauch und die Zerstö-
rung von natürlichen Ressourcen müssen
geahndet, deren Schutz und Aufbau hin-
gegen gefördert werden. Die bislang ein-
zigen Länder, die eine nachhaltige Land-
wirtschaft nachdrücklich fördern, sind die
Schweiz und Kuba.

Sollte sozial und ökologisch verträgli-
che Landwirtschaft zukünftig eine zentra-
le Rolle in unserer Gesellschaft einneh-
men, so die Wissenschaftler der Universi-
tät Essex, bringe dies neue Sieger und
Verlierer mit sich: Die Verlierer wären die
Agrarkonzerne, die einen großen Teil ih-
res Markteinflusses einbüßen würden. Die
Sieger wären neben den Kleinbauern des
Südens all jene, die sich ihre Ernährung
nicht von den Interessen der Industrie dik-
tieren lassen wollen.
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Im Zusammenhang mit der von den
Industrieländern geforderten Anerken-
nung von Züchterrechten und der erbitter-
ten Diskussion um die Frage der Verfü-
gung über das in Genbanken ex-situ ein-
gelagerte Keimplasma der Nutzpflanzen
war bereits seit dem Ende der 70er Jahre
innerhalb der FAO6  die Zugangspro-
blematik angeschnitten worden. Schon
damals waren die politischen Auseinan-
dersetzungen innerhalb der schließlich
gegründeten FAO-Fachkommission
(Commission on plant genetic resources,
CPGR) gekennzeichnet durch die mehr-
fache Interessenlage dieser Problematik.

Einerseits sollte der Zugang aller In-
teressenten – also auch der Züchtungs-
und Saatgutfirmen aus dem Norden - zu
den zentralen, nach dem damals noch

Genetische Ressourcen

Genetische Ressourcen - Die
Zugangsproblematik im
Kontext von FAO, CBD

und TRIPS
Achim Seiler, Wissenschaftszentrum Berlin

Der Streit um die geneti-
schen Ressourcen

6 FAO = Food and Agriculture Organization =
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen. Die Ausführungen dieser Abhandlung bezie-
hen sich fast ausschließlich auf die Tätigkeit der
FAO-Fachkommission für (pflanzen-)genetische Res-
sourcen, CPGR (CGRFA)

gültigen Prinzip des „common human
heritage“ eingelagerten Keimplasma-
beständen erhalten bleiben. Im Gegen-
zug sollte jedoch gewährleistet werden,
dass südliche Bauern  Zugang zu den auf
diesem Ausgangsmaterial aufbauenden
pflanzenbiologischen Innovationen be-
kommen.

Die Problematik von Zu-
gangsrechten

Vonseiten der Entwicklungsländer war
die Gefahr thematisiert worden, dass der
für die Bauern  (ungeachtet der Nachbau-
praxis) weltweit notwendige Zugang zu
gutem Pflanzmaterial durch die Anerken-
nung von Züchterrechten und die entspre-
chende Verteuerung von Saatgut enorm
beeinträchtigt werden könnte.

Es wurde befürchtet, die mit den Züch-
terrechten verbundene Verpflichtung zur
Zahlung der in den Saatgutkosten enthal-
tenen Lizenzgebühren könne faktisch für
viele Bauern  in Entwicklungsländern  auf
eine Zugangsverweigerung hinauslaufen.
Darüber hinaus führte vor allem die als
außerordentlich ungerecht empfundene
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Asymmetrie in der schutzrechtlichen Be-
handlung der pflanzenbaulichen Leistun-
gen der Bauern  gegenüber den darauf
aufbauenden Innovationen der (nördli-
cher) Saatgut- und Züchtungsfirmen auf-
seiten der Entwicklungsländer zu großem
Unmut. Sie forderten eine ausgleichende
Anerkennung dieser Leistungen in Form
der sogenannten Farmers Rights.

Genetische Ressourcen

Die Argumente

Zwar mag der von nördlichen Saat-
gutfirmen als Replik auf den Biopiraterie-
Vorwurf vorgebrachte Einwand richtig
sein, dass die traditionellen Landsorten
der Bauern  aufgrund ihrer Angepasstheit
an die jeweiligen geoklimatischen Bedin-
gungen in anderen Regionen gar nicht
kommerzialisiert werden können. Auch
die Weiterführung dieser Argumentation,
dass die mittels der entsprechenden
pflanzenbaulichen Innovationen erziel-
baren Gewinne tatsächlich erst auf den
Feldern der Bauern  realisiert werden, fak-
tisch also über die im Saatgut enthalte-
nen Lizenzgebühren lediglich ein kleiner
Teil der zusätzlichen Wertschöpfung den
Züchtern zugeführt werden kann, mag
sachlich richtig sein.

Es ist jedoch vor dem Hintergrund der
geographischen Lage der primären bzw.
abgeleiteten Herkunftszentren7 pflanzen-
genetischer Ressourcen nicht zu bestrei-
ten, dass das in den Genbanken unter ex-

7 Die eigentlichen Ursprungszentren und die Regio-
nen der größten genetischen Vielfalt sind aufgrund
der agrikulturellen Einwirkungen des Menschen geo-
graphisch nicht deckungsgleich

situ-Bedingungen eingelagerte Keimplas-
ma praktisch aller (Nutz-) Pflanzenarten
in irgendeiner Form südlichen Regionen
entnommen wurde. Die eingelagerten Be-
stände verkörpern in molekular verfes-
tigter Form die agrikulturellen Leistungen
vieler Generationen von Bauern, die in
kollektiven und kumulativen Selektions-
und Anpassungsprozessen das Keimplas-
ma geeigneter Wildpflanzen zu den tra-
ditionellen Landsorten weiterentwickelt
haben.

Diese Landsorten waren – insbesonde-
re im Zusammenhang mit der „Grünen
Revolution“ und dem Freiräumen der Fel-
der für den Anbau der neuen Hochleis-
tungssorten in großem Stil in Genbanken
gebracht und eingelagert worden. Die Ex-
situ-Sammlungen sind folglich überaus
umfangreich und decken bei den grund-
legenden, für die Welternährung zentra-
len Nahrungspflanzen bis zu 95% der vor-
findlichen genetischen Variabilität ab8 .
Eben dieser Sachverhalt gewinnt ange-
sichts der biotechnischen Möglichkeiten,
gezielt Zugriff auf spezifische Gensequen-
zen des frei verfügbaren Keimplasmas zu
nehmen, und diese (in modifizierter Form)
anschließend in kommerzielle Hochleis-
tungssorten einzubauen, eine völlig neue
politische Brisanz.

8 So die Angaben des anläßlich der Vierten Interna-
tionalen Technischen Konferenz der FAO 1996 aus-
gearbeiteten Weltzustandsberichts. Demzufolge be-
laufen sich die eingelagerten Bestände bei Weizen
auf 95% der Landsorten und 60% der wilden Sor-
ten, Mais: 95% resp. 15%, Kartoffeln: 95%/40%,
Soja: 60%/30%, Zucker: 70%/5%, etc.
Schätzungen zufolge sind 70% der einstmals vor-
handenen genetischen Variabilität der 20 wichtigs-
ten Hauptnahrungspflanzen bereits von den Fel-
dern der Farmer verschwunden.
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Speziell der Ansatz nördlicher Firmen,
für die eigenen pflanzenbaulichen Inno-
vationen, welche also in grundlegender
Weise auf südlichem Keimplasma bzw.
der gezielten Aneignung spezifischer, für
agronomisch wertvolle Eigenschaften ko-
dierender Gene aufbauen, monopolar-
tige Ausschließlichkeitsrechte (Patente) zu
beantragen, hat die alte Debatte um die
Vergabe von Schutzrechten auf die treu-
händerisch gesammelten Genbestände
in unerbittlicher Schärfe wieder entfacht.

Durch die erzielbaren Verfügungsrech-
te – deren internationale Anerkennung
über die Bestimmungen des TRIPS-Ab-
kommens eingefordert wird, wird es nun
nicht nur möglich, von den Saatgutfirmen
der eigentlichen Herkunftsländer Lizenz-
gebühren zu verlangen, sondern auch,
den Zugang zu dem neuen Saatgut unter
Verweis auf den absoluten Ausschließlich-
keitscharakter der (für die angeeigneten
Charakteristika) erzielbaren Monopol-
rechte ganz zu verweigern.

Angesichts der zentralen Bedeutung
der eingelagerten Bestände und der ho-
hen Abhängigkeit aller Staaten vom Zu-
gang zu der Gesamtheit des über viele
verschiedene Genbanken verstreuten
Keimplasmas der wichtigsten Nutzpflan-
zenarten, besteht im Rahmen der FAO
zwar auch weiterhin Konsens, dass der Zu-
griff auf die eingelagerten Nutzpflanzen-
bestände so wenig Einschränkungen wie
irgend möglich unterliegen sollte, um die
kontinuierliche Weiterentwicklung des ei-
genen Zuchtmaterials zu gewährleisten.

Genetische Ressourcen

Patente auf züchterische
Leistungen?

Analog zu der Verschärfung der Zu-
gangsproblematik durch den im Gegen-
satz zu den Züchterrechten absoluten Aus-
schließlichkeitscharakter von Patenten,
greifen jedoch die Ausgleichsforderungen
der Entwicklungsländer heute wesentlich
weiter als in den 70ern. Sie fordern nicht
mehr nur die ausgleichende Anerkennung
der agrikulturellen Leistungen der Bauern,
sondern eine Teilhabe an den neuen
Techniken und Verfahren der Biotechnolo-
gie sowie eine faire Beteiligung für die
auf der Grundlage südlichen Keimplas-
mas zu erzielenden Vorteile (benefit
sharing).

Eben diese faire Beteiligung ist mitt-
lerweile zusammen mit dem Grundsatz
der nationalen Souveränität über die un-
ter in-situ-Bedingungen auf dem eigenen
Territorium vorhandenen genetischen Res-
sourcen im Vertragstext der Konvention
über biologische Vielfalt verankert wor-
den. Im Hinblick auf die Nutzung südli-
chen Keimplasmas, welches nicht unter
die Zuständigkeit der Konvention fällt,
welches also aus jenen Beständen
stammt, die bereits beim Inkrafttreten der
Konvention am 29. Dezember 1993 in
Genbanken oder ähnlichen Einrichtungen
eingelagert worden waren, müssen nun
im Rahmen der FAO die geeigneten Re-
gelmechanismen entwickelt und imple-
mentiert werden, die diesen fairen Vor-
teilsausgleich garantieren.

Aufgrund der Tatsache, dass das in
den ex-situ-Sammlungen eingelagerte
Pflanzenmaterial noch nach dem Prinzip
des „Common human heritage“, also
dem „gemeinsamen Erbe der Mensch-
heit“ gesammelt worden war und zudem
eine eindeutige Zuordnung spezifischer
Samenmuster zu ihren Herkunftsländern
oftmals gar nicht mehr möglich ist, wer-
den die im Rahmen der FAO zu entwik-
kelnden Ansätze  sowohl bilaterale als
auch multilaterale Zugangs- und Aus-

Benefit sharing - die Forde-
rung nach Vorteilsausgleich
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gleichsmechanismen vorsehen, die der
betont marktwirtschaftlichen Philosophie
der Konvention bei der Inwertsetzung ge-
netischer Ressourcen allenfalls bedingt
entsprechen werden9.

Der multilaterale Ansatz der im Rah-
men der FAO zu treffenden Regelungen
soll den möglichst uneingeschränkten Zu-
gang zu den Keimplasmabeständen der
wichtigsten Nutzpflanzen sichern. Hinge-
gen kristallisiert sich als zentraler inhalt-
licher Aspekt des fairen Vorteilsausgleichs
der Zugang der Bauern  zu gutem Saat-

Genetische Ressourcen

9 65% der eingelagerten Bestände können nicht
mehr dem Herkunftsland zugeordnet werden; der
Weltzustandsbericht der FAO gibt an, dass für die
Hälfte aller Zugänge zu den Ex-situ-Sammlungen
keinerlei Informationen – nicht einmal über den
Typus des Materials (Zuchtlinien, Landsorten, etc.)
verfügbar sind. Dementsprechend relativieren sich
natürlich auch die Angaben über den Grad der
eingelagerten genetischen Variabilität einzelner
Nutzpflanzenarten

gut heraus, des weiteren der Transfer der
auf den genetischen Ressourcen der süd-
lichen Länder basierenden Produkte und
Verfahren der Biotechnik. Festgeschrieben
werden sollen diese Bestimmungen
schließlich im sog. International Under-
taking der FAO, einem der Konvention
vergleichbaren Regelwerk für die Nutz-
pflanzenvielfalt, welches mit den Bestim-
mungen der Konvention inhaltlich so weit
wie möglich harmonisiert werden soll, um
schließlich deren Bestimmungen für die
Nutzpflanzenvielfalt umzusetzen.
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Wasser ist – neben Boden, Klima und
biologischer Vielfalt – die vierte Schlüs-
selressource für Landwirtschaft und Er-
nährung, und wie die drei anderen ist sie
ebenfalls bedroht. Deshalb verpflichte-
ten sich beim Welternährungsgipfel die
Staats- und Regierungschefs auch, die
natürlichen Ressourcen, einschließlich
Wasser und Wassereinzugsgebiete, zu
erhalten und wiederherzustellen, um eine
höhere Produktion und Ernährungssicher-
heit zu erreichen.

Zugang zu Wasser

Zugang zu Wasser - Voraus-
setzung für eine dauerhafte

Ernährungssicherheit
Uwe Hoering, Journalist

Schutz der Ressource Was-
ser - eine Verpflichtung des
Welternährungsgipfels

Die Bedrohung unserer
Wasservorräte

Wasser wird knapp. Die Nachfrage
durch Landwirtschaft, Industrie und priva-
te Haushalte, vor allem in den rasch
wachsenden Millionenstädten, steigt
schnell. Gleichzeitig werden die begrenz-
ten Wasservorräte verschmutzt, vergiftet
und verschwendet, Abholzung und Bo-
denerosion zerstören den Wasserkreislauf
und verringern die Wassermenge, die für
die Menschen zur Verfügung steht, weiter.

Damit wächst die Konkurrenz zwischen
den verschiedenen Nutzern, etwa zwi-
schen Städten und Landwirtschaft, und
damit die Gefahr von Konflikten. Größ-
ter Wasserverbraucher ist die Bewässe-
rungslandwirtschaft, die im Schnitt 70 Pro-
zent, in einigen landwirtschaftlichen Re-
gionen von Entwicklungsländern sogar
90 Prozent des Wassers beansprucht. In
wichtigen Nahrungsanbaugebieten wie
China oder Indien wird die Verknappung
von Wasser immer dramatischer, wodurch
sich auch die bereits prekäre Ernährungs-
situation weiter zuspitzt.

Um die Ernährung auch in Zukunft zu
sichern, ist eine Intensivierung sowohl in
der Bewässerungslandwirtschaft als auch
im Regenfeldbau notwendig. Dafür müs-
sen die Wasservorräte effizienter genutzt,
Verluste und Verschmutzung verringert
werden.

Zusammenschluss für eine
effiziente und gerechte
Wassernutzung

Die drohenden Wasserkrisen beschäf-
tigen nicht nur die FAO oder den Welter-
nährungsgipfel. Seit Mitte der neunziger
Jahre sind auf internationaler Ebene Or-
ganisationen wie der Weltwasserrat
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(WWC) oder die Globale Wasserpart-
nerschaft (GWP) entstanden, in denen Re-
gierungen, internationale Entwicklungsor-
ganisationen, die Wasserindustrie und
teilweise NRO Grundzüge einer neuen in-
ternationalen Wasserpolitik beraten.
Beim 2. Weltwasserforum im März 2000
in Den Haag bekräftigten die Regierun-
gen ihre Absicht, sich „für eine verbesser-
te Ernährungssicherheit, besonders für die
ärmsten und schwächsten Bevölkerungs-
gruppen, durch eine effizientere Erschlie-
ßung und Nutzung und eine gerechtere
Verteilung von Wasser für die Nahrungs-
produktion“ einzusetzen.

Zugang zu Wasser

Der Beitrag der Bundesre-
gierung

Auch die Bundesregierung hat mit ei-
ner Reihe von Aktivitäten auf die Proble-
me im Wassersektor reagiert. Auf interna-
tionaler Ebene bemüht sie sich u.a. durch
die Petersberger Konferenzserie seit 1998
um Konfliktprävention. Das BMZ ist mit
jährlich etwa 800 Mio. Mark für den Was-
sersektor zweitgrößter bilateraler Geber
(nach Japan) für die Entwicklungsländer.
Wie die Weltbank und andere Regierun-
gen fördert die deutsche Politik die Pri-
vatisierung im Wassersektor der Partner-
länder und eine Beteiligung ausländi-
scher, u.a. deutscher Wasserkonzerne,
wodurch sie sich einen substanziellen Bei-
trag zur Lösung der Wasserkrise ver-
spricht.

Die Weltstaudammkom-
mission: Einsatz für nach-
haltiges Wassermanage-
ment

Einen wichtigen Beitrag zur Diskussi-
on über die Entwicklung im Wassersektor
leistete die Weltstaudammkommission

(WCD). In ihrem im November 2000 vor-
gelegten Bericht übt sie deutliche Kritik
an den negativen sozialen, ökologischen
und  teilweise auch wirtschaftlichen Aus-
wirkungen vieler Staudammprojekte.
Darüber hinaus formulierte sie Empfeh-
lungen für ein umfassendes partizipatori-
sches Wassermanagement, die u.a. si-
cherstellen sollen, dass auch Alternativen
zu Großstaudämmen und industriellen
Bewässerungsprojekten geprüft und ver-
wirklicht werden.

In den ländlichen Gebieten wurden -
nicht zuletzt als Ergebnis der Nachhaltig-
keitsdiskussion seit dem Erdgipfel in Rio
de Janeiro 1992 - in den vergangenen
Jahren die Rehabilitierung und der Schutz
von Wassereinzugsgebieten zu einem viel-
versprechenden Schwerpunkt von Ent-
wicklungsbemühungen. Durch den inte-
grierten Ansatz können Wasserkreislauf
und Böden regeneriert und die Wasser-
versorgung der ländlichen Bevölkerung
dauerhaft verbessert werden. Dabei ar-
beiten staatliche Stellen, Entwicklungsor-
ganisationen, NRO, beziehungsweise Ba-
sisgruppen, und Bevölkerung eng zusam-
men.

In vielen Ländern, insbesondere in In-
dien und einigen afrikanischen Ländern,
haben sich auch verschiedene Methoden
der Regenwassersammlung („Regenwas-
serernte“) als kostengünstige Lösung für
die ländliche, teils sogar für die städti-
sche Wasserversorgung bewährt.

Bilanz unzureichend

Die bisher gemachten Vorschläge, in-
ternationale Aktionsprogramme und ein-
geleitete Aktivitäten haben die weltweite
Wasserkrise allerdings kaum gemildert,
geschweige denn überwinden können.
Die notwendige Unterstützung der von
Wasserkrisen betroffenen oder bedrohten
Staaten ist bei weitem nicht ausreichend.
So ist die Entwicklungshilfe für die ländli-
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Zugang zu Wasser

chen Gebiete rückläufig, wovon auch der
Wassersektor betroffen ist (vgl. FAO, The
State of Food and Agriculture 2001). Ein
Großteil der multi- und bilateralen Ent-
wicklungszusammenarbeit im Wassersek-
tor konzentriert sich zudem auf die gro-
ßen Städte, wo die Bedingungen für eine
Beteiligung globaler Wasserkonzerne be-
sonders günstig sind.

Im ländlichen Bereich liegt das
Schwergewicht der Politik im Wassersektor
trotz vieler alternativer praxiserprobter
und partizipatorischer Lösungsansätze
nach wie vor auf der industriellen Bewäs-
serungslandwirtschaft, die durch neue
Technologien und Managementmetho-
den effizienter und produktiver gemacht
werden soll. Vorgeschlagen wird zudem,
dass wasserarme Entwicklungsländer
Grundnahrungsmittel wie Reis, deren An-
bau viel Wasser benötigt, importieren
sollten. Damit würde allerdings ihre Ab-
hängigkeit von Nahrungsmittelimporten
weiter verstärkt. Dagegen wird das Pro-
blem des „virtuellen Wasserexports“ durch
die bewässerungsintensive Exportland-
wirtschaft kaum thematisiert.

Die zunehmende Privatisierung im
Wassersektor, die von multi- und bilatera-
len Entwicklungsorganisationen, einer Rei-
he von Regierungen und internationalen
Organisationen wie WWC und GWP vor-
angetrieben wird, konzentriert sich vor-
läufig noch weitgehend auf den städti-
schen Bereich, grundsätzlich zielt sie aber
auch auf den ländlichen Bereich. Der
Nachweis, dass eine Beteiligung des pri-
vaten Sektors per se erfolgreicher ist als
öffentliche Institutionen oder gemein-
schaftliche, partizipatorische Lösungen
und Alternativen steht allerdings noch aus.
Stattdessen besteht die Gefahr, dass durch
eine Privatisierung und die damit einher-
gehende Verfügung privater Investoren
über Wasserrechte die ärmeren Bevölke-
rungsgruppen weiter marginalisiert wer-
den.

1. Die Unterstützung für die von Wasser-
krisen betroffenen Länder, Bevölke-
rungsgruppen und für die Nahrungs-
mittelproduktion muss deutlich ver-
stärkt werden. Insbesondere müssen
der Regenfeldbau und Lösungen wie
die Regenwasserernte stärker gefördert
werden, die dazu beitragen, dass
Nahrungsmittel dort erzeugt werden,
wo sie gebraucht werden.

2. Die Empfehlungen der WCD für ein in-
tegriertes, partizipatorisches Wasser-
management sollten von allen Regie-
rungen, internationalen Entwicklungs-
organisationen und -banken aner-
kannt und umgesetzt werden, um die
Planung und Entwicklung alternativer
Lösungen im Wassersektor zu ermög-
lichen.

Eine Beteiligung ausländischer Konzer-
ne im Wassersektor trägt zur Lösung der
Wasserkrise kaum bei, insbesondere nicht
in den ländlichen Regionen. Sie macht
außerdem nur Sinn, wenn durch eine star-
ke Regulierung und Kontrolle durch unab-
hängige Regulierungsbehörden und
durch eine gestärkte Interessenvertretung
der Nutzer verhindert werden kann, dass
Profitinteressen die Ernährungssicherheit
und den Schutz der Umwelt, bzw. des Was-
serkreislaufs, in den Hintergrund drängen.
Dazu gehört auch, dass das grundsätzli-
che Recht der Menschen auf ausreichen-
den Zugang zu Wasser anerkannt wird.

Was muss passieren?
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Die Dokumente vom Welternährungs-
gipfel in Rom 1996 weisen eine grund-
sätzliche strukturelle Schwäche auf, die als
beispielhaft für die internationalen Rege-
lungen für den Agrarhandel angesehen
werden könnte. Die einzelnen vorgeschla-
genen Maßnahmen und Verpflichtungen
wurden nie auf ihre Kohärenz untereinan-
der überprüft. Teilweise finden sich Stel-
len, in denen besonders auf spezifische
politische Maßnahmen zur Verbesserung
der Situation der Ärmsten und besonders
benachteiligten Bevölkerungsgruppen
hingewiesen wird. Dann wieder spricht
aus anderen Teilen der Dokumente ein
Glaube an den aktuellen entwicklungspo-
litischen Konsens: dass mit den entspre-
chenden makroökonomischen Politik-
maßnahmen langfristig Entwicklung be-
fördert werden kann, die dann auch bis
zu den Ärmsten durchdringt.

Dieser Widerspruch ist bei der Han-
delspolitik in den verschiedenen Teilen der
Dokumente besonders offensichtlich. An
einigen Stellen wird die Marktöffnung für
landwirtschaftliche Produkte gefordert,
ganz im Sinne der von der Welthandelsor-
ganisation (WTO) vorgegebenen Regeln.
An anderen Stellen wird dann wiederum
die Unterstützung für benachteiligte Pro-
duzenten postuliert, was Ausnahmerege-

Welternährung und
Welthandel
Martina Schaub, Germanwatch

Der Plan von 1996: Schwä-
chen von Anfang an

lungen von Liberalisierungsverpflich-
tungen gleichkommen würde und unter
den momentanen WTO-Regeln zum
Agrarhandel nicht möglich wäre. Wäh-
rend einerseits also die Bauern mit Pro-
dukten aus dem Ausland konkurrieren
sollen, sollen andererseits Kleinbauern in
Entwicklungsländern unterstützt werden,
weil sie nicht konkurrenzfähig sind. Es ist
eine Tatsache, dass Bauern bzw. nationa-
le Agrarpolitik in den meisten v.a. ärms-
ten Entwicklungsländern noch nie beson-
ders unterstützt wurden, da sich das die
meisten Regierungen gar nicht leisten
können oder wollen, während die Bauern
in Industrieländern viele Unterstützungs-
formen erfahren.

Preisdumping durch Sub-
ventionen in den Industrie-
ländern

Noch immer „entsorgen“ die Indus-
trienationen und insbesondere die EU
ihre landwirtschaftlichen Überschüsse
über die Subventionierung von Exporten
auf dem Weltmarkt und betreiben damit
in den meisten Fällen Dumping mit ex-
trem negativen Auswirkungen auf die
Kleinbauern in Entwicklungsländern. In
den Industrienationen werden jährlich Mil-
liarden in die Unterstützung der heimi-
schen Landwirtschaft gesteckt. Diese mit
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Hilfe von Subventionen produzierten Pro-
dukte gelangen dann auf die internatio-
nalen Märkte, auch auf die von Entwick-
lungsländern. Dort stehen sie, wenn es sich
um gleichwertige oder substituierbare
Produkte handelt, mit einem wesentlich
günstigeren Preis in direkter Konkurrenz
zu denen aus heimischer (kleinbäuerli-
cher) Produktion. Beispiele dazu hat es
immer wieder gegeben, besonders sind
in der Öffentlichkeit die Fälle von Rind-
fleischdumping bekannt geworden.

Was bringt das Agrarab-
kommen der WTO den Ent-
wicklungsländern?

Durch das Agarabkommen (AoA –
Agreement on Agriculture) der WTO und
die handelspolitischen Empfehlungen der
Strukturanpassungsmassnahmen (SAP)
der Weltbank haben viele Entwicklungs-
länder ihre Agrarmärkte für ausländische
Importe öffnen müssen – oft mit negati-
ven Auswirkungen für die Bauern.

Das AoA ist äußerst einseitig auf die
Interessen der Industriestaaten bezogen
und lässt den USA und der EU viele
Schlupflöcher, die sie auch reichlich ge-
nutzt haben. Sein Grundanliegen, die
Überschusssituation (der Industrieländer)
zu managen, ist schon gegenläufig zu
dem der Entwicklungsländer, die ein Ma-
nagement ihrer Nahrungsmittelknappheit
brauchen. Zwar wird den Entwicklungslän-
dern eine gewisse Vorzugsbehandlung
gewährt, sie beschränkt sich aber ledig-
lich auf längere Übergangsfristen und ge-
ringere Abbauraten bei Zöllen und Sub-
ventionen. Die Entwicklungsländer, deren
Zölle, Agrarsubventionen, technischen
Handelshemmnisse oder Exportförderung
fast Null waren, teilweise sogar negativ,
weil viele von ihnen schon zuvor unter den
SAP einen umfangreichen Liberalisie-
rungsprozess mitmachen mussten, hatten
trotzdem noch Reduktionsverpflichtungen

auf dem äußerst niedrigen Ausgangsni-
veau einzugehen. Die Zollreduktionsver-
pflichtungen der Industrieländer hat nicht
wirklich zu neuem Marktzugang für Ent-
wicklungsländer geführt, weil bei einem
Protektionsgrad von fast 200 % z.B. auf
den europäischen Getreidemärkten eine
36 %-ige Zollsenkung immer noch Zoll-
sätze übrig lässt, die Importe weiterhin auf
dem Inlandsmarkt ausschließen.

Die FAO hat in 14 Studien nachgewie-
sen, wie sich das Agrarabkommen der
WTO negativ auf Entwicklungsländer aus-
wirkt. Agrarliberalisierung hat danach für
viele Entwicklungsländer zu Konzentrati-
on unter den Bauern bei gleichzeitiger
Marginalisierung von Kleinbauern, Bes-
chäftigungslosigkeit und Armut geführt
und durch Konkurrenz mit Importen land-
wirtschaftliche Schlüsselbranchen zerstört,
die für die Nahrungsmittelversorgung der
einheimischen Bevölkerung lebenswichtig
waren. Die Nahrungsmittelimporte sind
in den meisten Fällen stark angestiegen.
Für diese Entwicklungen gibt es zahlrei-
che Beispiele.

So hat z.B. die Öffnung der Maismärk-
te in Mexiko oder den Philippinen gegen-
über dem billigen (gedumpten) Mais der
USA einige hunderttausend mexikanische
und zigtausend philippinische Bauern die
Existenz gekostet. In Indien hat das AoA
mit dazu geführt, dass das öffentliche Ver-
triebssystem für Nahrungsmittel liberali-
siert wurde und heute teilweise nicht mehr
WTO-konform ist. Durch die Vorgaben
des Agrarabkommens, Importbeschrän-
kungen aufzuheben und in feste Zölle um-
zuwandeln, die progressiv gesenkt werden
müssen, ist ein Dumpingeffekt entstan-
den: Importiertes Getreide trägt als Kon-
kurrenz zur nationalen Produktion zu
Preisverfall bei, die einheimischen Bau-
ern erzielen dadurch so niedrige Preise,
dass ihr Überleben gefährdet ist.

Für die Armutsbekämpfungsstrategien
der Weltbank werden enorme Summen
ausgegeben, ohne diese in Beziehung zu
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Ernährungssicherheit oder Landwirt-
schaftsprojekten zu setzen. Gelder, die in
diesen Bereich fließen, stehen weder inter-
national noch national Projekten der Er-
nährungssicherung zur Verfügung. Um
hier Finanzressourcen zu mobilisieren,
wurde in diesem Zusammenhang vom
amtierenden Generaldirektor der FAO für
den Gipfel 2002 die Errichtung eines Treu-
handfonds der FAO mit 300 Mio. US$ vor-
geschlagen.

Welternährung und Welthandel

Zusätzliche Belastung Kli-
mawandel

Der weltweit fortschreitende Klimawan-
del, ausgelöst durch Treibhausgasemis-
sionen von vor allem Industrieländern, hat
verheerende Folgen für die Kleinbauern
in Entwicklungsländern. Sie sind für ihre
Produktionsbedingungen extrem abhän-
gig von klimatischen Bedingungen und
leiden durch extrem steigende Ressour-
cendegradation, Überschwemmungen
und Trockenperioden am Meisten unter
dem Klimawandel.

Folgen der WTO-Agrarhan-
delsregeln für die Land-
wirtschaft im Süden

Während sich die Regierungen noch
auf den Welternährungsgipfel in Rom vor-
bereiten, fand in Katar die WTO-Minister-
konferenz statt. Dort wurden weitere Han-
delsregeln geschaffen, die dazu beitra-
gen werden, die Anzahl der von Armut be-
troffenen Bauern noch zu erhöhen.

Die fortschreitende Liberalisierung des
Agrarhandels koppelt besonders die
ländlich marginalisierte Bevölkerung wei-
ter von der wirtschaftlichen Entwicklung
ab. Nahrungsmittelproduktion und –han-
del können nicht mit den gleichen Maß-
stäben wie Warenhandel gemessen wer-
den.

Nahrung ist Lebensgrundlage von
Menschen und vielen Kulturen. Daher ist
es für die Kleinbauern in den Ländern des
Südens unerlässlich, dass heimische
Grundnahrungsmittelproduktion ge-
schützt bleibt. Die durch die Schuldenlast
erzwungene Exportorientierung macht es
für viele Staaten allerdings sehr schwer,
diesen Schutz zu gewährleisten. Wenn
dazu noch durch die internationalen
Agrarhandelsregeln der WTO die fort-
schreitende Marktöffnung gefördert wird,
können labile Märkte dem nicht standhal-
ten und die nationalen Bedürfnisse fallen
hinter internationale Interessen zurück.
Gleichzeitig zerstören dann noch Indus-
trieländer durch Dumpingpraktiken die-
se labilen Märkte und verdrängen heimi-
sche Bauern. Das WTO-Agrarabkommen
leistet so ebenfalls seinen Beitrag dazu,
dass die Ernährungssicherung vieler Mil-
lionen Menschen nicht gewährleistet ist.
Handelsliberalisierung bedeutet darüber
hinaus für viele Netto-Nahrungsmittelim-
portierende Länder mit geringem Ein-
kommen eine stärkere Abhängigkeit von
schwankenden Mengen und Preisen auf
dem Weltmarkt.
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Obwohl ausreichend Nahrungsmittel
zur Versorgung der Weltbevölkerung pro-
duziert werden, sind heute etwa 815 Mio.
Menschen unterversorgt. Die Ursache ist
nicht primär ein Mangel an Nahrungs-
mitteln, sondern politische, wirtschaftliche
oder soziale Misswirtschaft. In vielen Län-
dern insbesondere des Südens ist Unter-
ernährung Folge von mangelnder Kauf-
kraft, z.B. durch Arbeitslosigkeit, fehlen-
dem Zugang zu produktiven Ressourcen
wie Land, Wasser, Kredite, Bildung, oder
von schlechter Gesundheitsversorgung,
prekären Umweltbedingungen (inklusive
sanitäre Einrichtungen) und nicht zuletzt
von mangelnder sozialer Fürsorge.

Hiervon sind insbesondere Frauen be-
troffen. In vielen Ländern dürfen sie kei-
ne Landtitel besitzen. Frauen verfügen
weltweit über weniger als 15 Prozent der
Landtitel und besitzen weniger als 10 Pro-
zent der Feldfläche. Sie haben keine Ver-
fügungsgewalt über das selbstverdiente
Haushaltseinkommen und nur sehr be-

Welternährungsgipfel 1996 -
Silberschweif am Horizont
oder Nullsummenspiel für

Frauen?
Ulrike Rötten, Justus-Liebig-Universität, Giessen

Aufgabe und Verantwor-
tung von Frauen in den
ländlichen Räumen

schränkt Zugang zu Krediten. Des weite-
ren werden sie aus der landwirtschaftli-
chen Beratung oft ausgeschlossen (Gard-
ner/Halweil 2000), in ihre Bildung wird
seltener investiert und ihr Zugang zu finan-
ziellen und natürlichen Ressourcen ist im
Vergleich zu Männern schlecht (IFPRI
1995).

In Entwicklungsländern können bei-
spielsweise fast 38 Prozent der Frauen,
aber 21 Prozent der Männer nicht lesen
und schreiben. In den LDC („least devel-
oped countries“) fällt der Unterschied
noch dramatischer aus: 61 Prozent der
Frauen im Vergleich zu 41 Prozent der
Männer sind Analphabeten. In dieser Län-
derkategorie verfügen Frauen nur über
34 Prozent des verdienten Haushaltsein-
kommens, Männer dagegen über 66 Pro-
zent (UNDP 1998). 70 Prozent aller Ar-
men weltweit sind Frauen (ACC/SCN
1998).

Paradoxerweise sind es aber gerade
Frauen, die für die Produktion und Verar-
beitung der Nahrungsmittel in kleinbäu-
erlichen Betrieben verantwortlich sind. In
Entwicklungsländern verrichten Frauen
mehr als die Hälfte der Arbeit in der Land-
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wirtschaft, in Afrika sind sie sogar für 80
Prozent der Nahrungsmittelproduktion
verantwortlich (ATSAF 1999). Sie ackern,
säen, ernten, verarbeiten und vermarkten
Nahrungsmittel.

Frauen tragen neben der Nahrungs-
mittelproduktion auch die Hauptlast für
die weitere Verarbeitung und die Zube-
reitung der Nahrungsmittel. Ferner ha-
ben sie die zentrale Rolle in der Versor-
gung von Kleinkindern und müssen auch
während der Schwangerschaft und Still-
zeit selbst körperliche Strapazen in Kauf
nehmen. Durch Migration der Männer

Welternährungsgipfel 1996

oder kriegerische Auseinandersetzungen
steigt die Verantwortung der Frauen in der
Landwirtschaft und im Haushalt. Frauen
übernehmen dabei nicht nur zusätzliche
Aufgaben in der Nahrungssicherung - von
der Produktion über die Vermarktung bis
zur Zubereitung der Nahrung - sondern
müssen auch die Kleinkinder im Haushalt
versorgen und setzen ihre eigene Gesund-
heit durch Schwangerschaft und Stillzeit
aufs Spiel. Nicht zuletzt sind Frauen die
Wissensträgerinnen über die jeweilige
Kultur der Nahrungsmittelverarbeitung
und –zubereitung (Abb 1).

Abb. 1: Aufgaben/Verantwortungen von Frauen in der Nahrungs- und
Ernährungssicherung
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Im Vorfeld des Welternährungsgipfels
1996 wurden 15 Positionspapiere zu den
zentralen Themen des Welternährungs-
gipfels in Auftrag gegeben. Nicht eines
dieser Papiere beschäftigt sich explizit mit
den Aufgaben und Verantwortungen von
Frauen und Männern in der Landwirt-
schaft und der zentralen Bedeutung von
Frauen auf dem Weg von der Nahrungs-
mittelerzeugung über die Verarbeitung
bis hin zur Versorgung der Haushaltsmit-
glieder.

In der Deklaration von Rom beziehen
sich die folgenden Passagen auf die Rol-
le von Frau und Mann in der Nahrungs-
und Ernährungssicherung:

• “...full and equal participation of men
and women are essential for achiev-
ing sustainable food security for all.”

• “... we acknowledge the fundamen-
tal contribution to food security by
women, particularly in rural areas of
developing countries, and the need to
ensure equality between men and
women. ...”

• “...Our sustainable development
policies will promote full participation
and empowerment of people, espe-
cially women, an equitable distribu-
tion of income, access to health care
and education, and opportunities for
youth”.

Insgesamt wurden im Aktionsplan von
Rom sieben Verpflichtungen (commit-
ments) festgelegt. Die erste Verpflichtung
betont die volle und gleiche Teilnahme
von Frauen und Männern:

Welternährungsgipfel 1996

Deklaration und Aktions-
plan von Rom

Ein Vergleich der Ergebnisse des Gip-
fels mit der ebenfalls unter Federführung
der FAO (gemeinsam mit der WHO)
durchgeführten „International Conference
on Nutrition (ICN) 1992 zeigt, dass die
Gipfeldokumente bezüglich des ganzheit-
lichen Ansatzes von Ernährungssicherung
hinter die Erklärungen der ICN zurückfal-
len, die auch den vielfältigen Aufgaben
von Frauen in der Ernährungssicherung
stärker Rechnung tragen.

Seit dem Gipfel hat die FAO in öffent-
lichkeitswirksamen Aktivitäten versucht,
dem Thema „Gender“ Rechnung zu tra-
gen. Einige Meilensteine sind der Welter-
nährungstag 1998 unter dem Motto
„Frauen ernähren die Welt“, die Entwick-
lung der Internetseite „Gender and Food
Security“ sowie die Durchführung eines
Workshops im Oktober 1999 in Rom mit
der Zielsetzung, Strategien zur besseren
Informationsverbreitung über die zentra-
le Bedeutung von Frauen in der Landwirt-
schaft an Entscheidungsträger, Medien
und die breite Öffentlichkeit zu entwickeln.

Die Bemühungen um die Umsetzung
des Menschenrechtes auf Nahrung bein-
halten eine große Chance in internatio-
nalen und nationalen Gremien die Auf-
merksamkeit auf die zentrale Bedeutung
von Frauen in der Nahrungs- und Ernäh-
rungssicherung zu lenken, zum Beispiel ihr
Recht auf Landtitel als Grundrecht in na-
tionalen Verfassungen zu verankern oder
die Forderung nach gerechten Löhnen in-
nerhalb und außerhalb der Landwirt-
schaft zu stärken.

“We will ensure an enabling polit-
ical, social, and economic environ-
ment designed to create the best
conditions for the eradication of
poverty and for durable peace,

based on full and equal partic-
ipation of women and men,
which is most conductive to achiev-
ing sustainable food security for
all.“

Bilanz - sind die Hoffnungs-
trägerinnen bereits verhun-
gert?
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Die Bedeutung der Frauen zur Reali-
sierung des Gipfelziels, Halbierung der
Anzahl hungernder Menschen weltweit, ist
hinlänglich bekannt. Der Haupteinfluß-
faktor für die Verbesserung der Unterer-
nährungsrate bei Kindern ist der Zugang
zu Bildung für Frauen. Dieser Einfluß ist
stärker als die Steigerung des nationalen
Nahrungsangebotes (Smith/Haddad
2000).

Welternährungsgipfel 1996

Was muss passieren?

Die 185  Staaten sowie die EU, die
1996 die Verpflichtungen des Aktions-
plans unterschrieben  haben, müssen bei
den Follow-up Aktivitäten des Gipfels zu
den folgenden Punkten in die Pflicht ge-
nommen werden:

• Zugang zu Bildung für Frauen;

• Landrechte für Frauen;

• Zugang zu angepassten Technologi-
en;

• Zugang zu Spar- und Kreditwesen,
Produktions- und Vermarktungsrgani-
sationen und zum Beratungsdienst;

• Zugang zu und Verantwortung über
Trinkwasser für den Haushalt;

• Besitz und Entscheidungsgewalt über
Tiere im Haushalt, die als Sparkasse
der Familie dienen;

• Frauen fördern, ihre eigenen Kapazi-
täten zu nutzen und selber davon zu
profitieren;

• Frauen und Männer partizipieren
gleichberechtigt in Entscheidungsgre-
mien.
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schen Bauernwerk und freiberufliche Do-
zentin mit den Schwerpunkten Landwirt-
schaft und Welternährung und Grüne
Gentechnik. Astrid Engel ist zudem im
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Das Forum Umwelt &
Entwicklung

Die Arbeitsgruppen des Forums
Umwelt & Entwicklung

In der Politik neue Maßstäbe zu setzen
ist eine der Hauptaufgaben des Fo-
rums Umwelt & Entwicklung. Dazu entwer-

fen die derzeit elf Arbeitsgruppen und zwei ad-
hoc Arbeitskreise gemeinsame Standpunkte und
Strategien. Thematische Schwerpunkte sind:

v Biologische Vielfalt

v Desertifikation

v Frauen

v Handel

v Klima

v Landwirtschaft und Ernährung

v Lebensweise

v Lokale Agenda 21

v Habitatinitiative Deutschland

v Wälder

v Wasser, sowie

v Internationaler Tourismus und Meere.

In den Arbeitsgruppen können sich alle im
Forum zusammengeschlossenen Organisationen
beteiligen. Durch die große fachliche Kompe-
tenz und ihre interdisziplinäre Besetzung finden
sie zunehmend Beachtung bei Medien, Ministe-
rien und Institutionen. Ihre Analysen und Emp-
fehlungen werden in Zusammenarbeit mit der
Projektstelle veröffentlicht.

Beteiligte Verbände im Forum
Umwelt & Entwicklung

Action Medeor - AgrarBündnis - Arbeitsge-

meinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienste
(AGKED) - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz (ARA) - AT-Verband - Brot für die
Welt - BUKO Agrarkoordination - Bund der Deut-
schen Katholischen Jugend (BDKJ) - BUND-Ju-
gend - Bund für Umwelt und Naturschutz in
Deutschland (BUND) - Deutsche Welthungerhil-
fe - Deutsches IDNDR-Komitee für Katastrophen-
vorbeugung - Deutsches Institut für tropische und
subtropische Landwirtschaft (DITSL) - Deutscher
Naturschutzring (DNR) - Deutscher Tierschutz-
bund - Deutscher Volkshochschulverband - Eine
Welt Jugendnetzwerk - Evangelische Kirche
Deutschland - Ev. Bauernwerk in Württemberg
e.V. - FIAN - Frieden mit der Erde -
Germanwatch - Grüne Liga - Habitat Informati-
onsbüro - Heinrich-Böll-Stiftung - Infoe - Kinder-
nothilfe - Katholische Land-Jugendbewegung
(KLJB) - Klimabündnis - Misereor - Naturschutz-
bund Deutschland (NABU) - Naturschutzjugend
- Nördliche Entwicklungsprojekte Anders Leben
(NEPAL) - NRO-Frauenforum - Öko-Institut -
Ökolöwe - Oro Verde - Pro Regenwald - Regen-
waldforum - Sekretariat für Zukunftsforschung -
Senior Expert Service - Stiftung Entwicklung und
Frieden - Südwind - Terre des Hommes -
Urgewald - Verein zur Erhaltung der
Nutzpflanzenviel falt e.V. (VEN) - Verband
Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungs-
organisationen (VENRO) - Verkehrsclub Deutsch-
land (VCD) - WEED - Weltladen-Dachverband -
World Wide Fund for Nature Deutschland - und
weitere Verbände.

Weitere Informationen über das Forum Um-
welt & Entwicklung deutscher Nichtregierungs-
organisationen erhalten Sie beim:

Forum Umwelt & Entwicklung, Am
Michaelshof 8-10, D – 53177 Bonn, Tel.:
0228-359704, Fax: 0228-92399356
E-Mail: info@forumue.de
Internet: www.forumue.de


